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TOP 27: 

Entwurf eines Gesetzes zur Förderung von Mieterstrom und zur 
Änderung weiterer Vorschriften des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 

Drucksache: 347/17

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes 

Der Gesetzentwurf zielt im Wesentlichen darauf ab, zusätzliche Anreize für den 
Ausbau von Solaranlagen auf Wohngebäuden zu schaffen und dabei auch die 
Mieter wirtschaftlich zu beteiligen. Dazu soll Mieterstrom aus Solaranlagen 
eine direkte Förderung nach dem EEG 2017 in Form eines Mieterstromzu-
schlages erhalten. Solarstrom soll künftig auch dann gefördert werden, wenn er 
ohne Nutzung des Stromnetzes der allgemeinen Versorgung direkt an Letzt-
verbraucher in dem Wohngebäude mit der Solaranlage geliefert und vom Mieter 
verbraucht wird. Voraussetzung hierfür ist, dass mindestens 40 Prozent der 
Fläche dieses Gebäudes dem Wohnen dient. 

Gemäß dem Gesetzentwurf erhält der Betreiber einer PV-Anlage einen Mieter-
stromzuschlag, der sich an den im EEG genannten Einspeisevergütungen orien-
tiert, abzüglich eines Abschlags in Höhe von 8,5 Cent je Kilowattstunde. Dieser 
Abschlag ist aus Sicht der Bundesregierung notwendig, da der PV-
Anlagenbetreiber beim Mieterstrom nicht nur den Mieterstromzuschlag, 
sondern auch einen Erlös aus dem Verkauf seines Stroms an die Mieter erhält. 
Die Pflicht zur Zahlung der EEG-Umlage des Anlagenbetreibers für die 
Stromlieferung an den Letztverbraucher soll bei dieser direkten Förderung in 
voller Höhe erhalten bleiben. 

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass sich die Mieterstromförderung nach der Höhe 
der gesetzlichen Vergütung bemisst. Diese soll sich gemäß dem so genannten 
"atmenden Deckel" entsprechend der zugebauten Menge ändern. Um die durch 
die Mieterstromförderung entstehenden zusätzlichen Kosten zu begrenzen, soll 
zudem der förderfähige PV-Ausbau auf 500 Megawatt pro Jahr beschränkt wer-
den. Mieter sollen die Entscheidung für oder gegen den Bezug von Mieterstrom 
frei treffen können. Daher sieht der Gesetzentwurf vor, dass bei Mietverträgen 
über Wohnungen, die nicht nur zum vorübergehenden Gebrauch bestimmt sind, 
Mietvertrag und Mieterstromvertrag getrennte Verträge darstellen. 
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II. Empfehlungen der Ausschüsse 

Der federführende Wirtschaftsausschuss, der Ausschuss für Agrarpolitik 
und Verbraucherschutz, der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit und der Ausschuss für Städtebau, Wohnungswesen und 
Raumordnung empfehlen dem Bundesrat, zu der Vorlage umfangreich 
Stellung zu nehmen. 

Alle genannten Ausschüsse wollen - auf unterschiedlichen Wegen - dafür Sorge 
tragen, dass mehr Mieterinnen und Mieter als bisher vorgesehen von der 
Mieterstromregelung profitieren können. 

Der Finanzausschuss und der Rechtsausschuss empfehlen dem Bundesrat, 
gegen den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes keine 
Einwendungen zu erheben. 

Nähere Einzelheiten ergeben sich aus BR-Drucksache 347/1/17.


